
        
            
                
            
        

    
	Günther Tritschler

Die Republik von Frankreich und Deutschland
Zwei Diamanten neu gefasst für Europa


Rediroma-Verlag

	



	

Copyright (2025) Rediroma-Verlag

www.rediroma-verlag.de

 

	



	




	 

	Autoren

	 

	 

	Günther Tritschler

	Geb. 1941, Diplom-Volkswirt. 

	Diverse Aufgaben in einem international tätigen Unternehmen, davon zwei Jahre in den USA, drei Jahre in Frankreich.

	Leitende Funktion in einem mittelständischen Unternehmen.

	Selbstständigkeit.

	Rentner.

	 

	 

	Alain REGUILLON

	Diplom in Internationale Beziehungen. 

	Er war regionale Führungskraft und stellvertretender Direktor eines europäischen Verbands lokaler Gebietskörperschaften. 

	Er ist Autor von einem Dutzend Büchern über Europa und widmet einen großen Teil seiner Zeit der Leitung und Moderation von Organisationen, die über Europa informieren.

	 


Diese Schrift ist den Frauen und Männern gewidmet, die aus den Diamanten Frankreich und Deutschland den gemeinsamen europäischen Staat fassen werden, der als leuchtendes Vorbild die Bildung der Vereinigten Staaten von Europa ermöglichen wird.

	 


Inhalt

	

	Vorwort von Alain Réguillon

	Einleitung

	Das vereinte Europa – Projekt zwischen Passion und Passivität      

	Europa nach dem Krieg

	Ein geteilter Kontinent in Trümmern

	Frankreich in der IV. Republik

	Deutschland – besiegt, besetzt, benötigt

	Die Montanunion – Wiege der Modellierung Europas

	Der Paukenschlag Frankreichs vom 9. Mai 1950

	Die EGKS – Werk zweier Persönlichkeiten

	Die Realisierung der EGKS

	Die EGKS – Modell des supranational vereinten Europas

	Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft

	Der Pleven-Plan

	Die Verhandlungen über die EVG

	Der EVG-Vertrag

	Die Europäische Politische Gemeinschaft

	Die zähen Querelen und das Scheitern der EVG

	EVG und EPG – Traum, Drama, Debakel

	Die Interimslösungen für Europa

	Die Westeuropäische Union – WEU

	Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft – EWG

	Die Europäische Politische Union

	Die Europäische Union

	Die deutsch-französische Freundschaft

	Paare an der Macht – Schuman und Adenauer

	Paare an der Macht – de Gaulle und Adenauer

	Paare an der Macht – de Gaulle und Erhard

	Paare an der Macht – de Gaulle und Kiesinger

	Paare an der Macht – Pompidou und Brandt

	Paare an der Macht – Giscard d’Estaing und Schmidt

	Paare an der Macht – Mitterand und Kohl

	Paare an der Macht – Präsidenten und Kanzler

	Das vereinte Europa – Bilanz des Projekts

	Die Hürden auf dem beschwerlichen Weg

	Die stimulierenden Faktoren

	Die Modelle in Theorie und Praxis

	Die Europäische Union – Meilenstein, aber Sackgasse ?

	Europa in einer Welt von Krisen

	Das Casting auf der Weltbühne läuft

	Eine europäische Welt in Ungewissheit

	Die Sicherheit Europas: erzwungene Priorität

	Die Debatte über die Rolle von Europa jetzt!

	Europa besser machen

	Erste Konsequenz: Es bedarf der Form des Staats

	Zweite Konsequenz: Ein Staat aus Frankreich und Deutschland

	Dritte Konsequenz: Die Vereinigten Staaten von Europa

	Vierte Konsequenz: Die Europäische Union hat Bestandsschutz

	Die Lehren der Geschichte

	Wo sind die künftigen Väter Europas ?

	Resümee

	

	Abkürzungen      216

	Anmerkungen      217

	Bibliographie      229

	 

	 

	 

	 


Vorwort von Alain Réguillon

	 

	Ohne Erinnerung gibt es keine Zukunft.

	 

	Günther Tritschler erörtert auf sehr schöne Weise, wie die schrittweisen Etappen des europäischen Aufbauwerks verliefen. Dabei betont er, wie wichtig die deutsch-französischen Beziehungen auch heute, 75 Jahre nach der Schuman-Erklärung, sind und bleiben.

	Gewiss, die Generationen haben sich verändert, die politischen sowie wirtschaftlichen Unterschiede sind heute markanter und die persönlichen Beziehungen zwischen den Staats- und Regierungschefs weniger ausgeprägt. Dennoch gilt: EUROPA kann sich ohne ein aufrichtiges und brüderliches Einvernehmen zwischen Deutschen und Franzosen nicht zu einer politischen Macht entwickeln.

	Dabei meine ich nicht, dass die anderen Partner weniger wichtig sind! Auch sie haben eine Rolle zu spielen und ihr Beitrag war nie unerheblich. Aber die Geschichte des europäischen Kontinents ist vor allem von der Spaltung geprägt, die durch zwei zu Weltkriegen eskalierte Konflikte ausgelöst wurde. Deshalb ist es unabdingbar, dass die beiden Protagonisten dieser dramatischen Auseinandersetzungen den Sockel für einen immer noch empfindlichen Frieden und ein noch nicht zu Ende geführtes europäisches Aufbauwerk bilden.

	 

	Wir dürfen nicht vergessen, dass der erste Versuch einer Annäherung zwischen Frankreich und Deutschland auf die 1925 zwischen Deutschen, Belgiern und Franzosen ausgehandelten Verträge von Locarno zurückgeht.

	Die Finanzkrise von 1929 und deren katastrophale wirtschaftliche und soziale Auswirkungen haben dann die deutsch-französische Aussöhnung und die von Aristide Briand und Gustav Stresemann angedachte Zukunft eines föderalen Europas zunichtegemacht.

	Günther Tritschler zeigt auf, welchen Einfluss die Beziehungen zwischen unseren Staats- und Regierungschefs seit Adenauer/Schuman jeweils auf die Meilensteine hatten, welche die deutsch-französischen Beziehungen gestärkt und das europäische Aufbauwerk vertieft haben.

	 

	Das Buch von Günther Tritschler beleuchtet die Schwierigkeiten, die Europa seit 2014 durchmacht mit dem Erwachen des russischen Bären und den offenbar gewordenen Schwächen der Europäischen Union angesichts neuer Bedrohungen, deren Risiko seit 1990 in Vergessenheit geraten war – trotz der Erfahrungen des „Kalten Krieges”, der mit dem Fall der Berliner Mauer endete.

	Mit einem Rückblick auf den Versuch einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft zwischen 1952 und 1954 macht er klar, wie schwierig es ist, mit 27 Staaten die richtigen Lösungen zu finden. Ohne eine vertiefte Union, die in die Gründung einer politischen Union föderaler Art mündet, ist es illusorisch, ein gemeinsames Verteidigungssystem ausbauen zu wollen. Und da Verteidigung der bewaffnete Teil der Diplomatie ist, wird die Stimme Europas auf der internationalen Bühne trotz der allseits bekannten, vergeblichen Bemühungen nicht gehört, weil die bloße Addition von 27 Stimmen, 27 Armeen und 27 Visionen nicht die Einheit bilden, die wir brauchen!

	 

	Indem er an die großen deutsch-französischen Duos erinnert, die sich trotz oft unterschiedlicher Werdegänge und Engagements herausbildeten, macht er deutlich, dass eine gute Beziehung zwischen den Staats- und Regierungschefs unserer Länder wesentlich zu jeglichem Vorankommen des europäischen Aufbauwerks beiträgt. Einige von diesen Duos haben Symbolkraft: Adenauer/Schuman, Adenauer/De Gaulle, Giscard d’Estaing/Schmidt, Mitterrand/Kohl gehören zu den Paaren, die am meisten sowohl zu den deutsch-französischen Beziehungen als auch zu den großen Fortschritten der Europäischen Union beigetragen haben. Darüber hinaus würde ich noch ein Trio nennen wollen, dem wir die wichtigsten Fortschritte, darunter die Einheitswährung, seit der Einheitlichen Europäischen Akte 1986 zu verdanken haben: Delors/Kohl/Mitterrand.

	Leider hat es seit Kohl und Mitterand kein anderer französischer Staatspräsident und kein anderer deutscher Kanzler geschafft, dieselben intensiven Beziehungen wie ihre Vorgänger zu knüpfen. Schlimmer noch: Deutschland und Frankreich entwickeln sich nun getrennt voneinander. Sie gehen parallele Wege statt auf der gleichen Straße. Das Ergebnis ist ein Europa, das nicht mehr in Richtung einer stärkeren Integration fortschreitet. Und trotz dramatischer internationaler Krisen waren die Meinungsverschiedenheiten zwischen den 27 Mitgliedstaaten noch nie so groß wie heute ... Wie soll man sich dann ein Europa mit 30 oder sogar 35 Mitgliedstaaten vorstellen?

	 

	Das Buch von Günther Tritschler ist eine schöne Geschichtslektion mit der Besonderheit, sich auf einen Erfolg versprechenden Weg zu begeben, der frischen Schwung für einen neuen Aufbau Europas verleiht, dessen Fundament eine Union zwischen Deutschland und Frankreich sein würde.

	Ich teile diese großzügige Sichtweise, die durch die alte und jüngere Geschichte bestätigt wird. Die Beziehungen zwischen unseren Ländern gehen weit über eine einfache Freundschaft hinaus. Bei den Tausenden von Städtepartnerschaften, die seit Ende der 40er-Jahre entstanden sind, findet man weiterhin intensive Austauschaktivitäten, wie es bei anderen Städtepartnerschaften nicht der Fall ist. Das ist ein Zeichen für eine besondere Beziehung, dessen sich mancher nicht bewusst ist.

	 

	Ich bin der Überzeugung, dass man in Europa nicht vorankommt, solange zwischen Deutschland und Frankreich nichts vorankommt. Die Perspektive einer engen Union unserer beiden Länder im Sinne eines föderalen „Françallemagne“ oder einer deutsch-französischen Föderation ist der politische Schlüssel der Zukunft sowohl für unsere Länder als auch für ein neues Europa, einer politischen Macht, wie sie in der Erklärung vom 9. Mai 1950 beschrieben wird.

	 

	 


Einleitung

	 

	Dieses Buch richtet sich an alle Deutschen und an die Citoyens de la France, aber auch an alle anderen Europäer. 

	 

	Die Welt ist im Wandel, so lautet ein Gemeinplatz, der die immerwährenden Veränderungen in allen Bereichen des privaten Lebens sowie des politischen Geschehens beschreibt. 

	 

	Der Titel „Welt in Aufruhr“ eines 2023 erschienenen Buchs trifft einen anderen Nerv. Herfried Münkler analysiert die sich abzeichnenden Veränderungen der Weltlage und folgert, es bilde sich eine neue weltpolitische Ordnung der Mächte im 21. Jahrhundert heraus. Daraus ergibt sich die Frage: „Und wie sollten sich Europa und Deutschland in den zu erwartenden globalen Auseinandersetzungen verhalten?“ 1 Eine Frage jedoch, deren persönlicher Beantwortung die Bürgerinnen und Bürger gern aus dem Weg gehen. Damit sollen sich doch die gewählten Politiker auseinandersetzen, solange es nicht schlimmer kommt.

	 

	Jetzt aber ist die westliche Welt in Unordnung! 

	Dieses beunruhigende Empfinden dringt seit Beginn dieses Jahres tief in aller Bewusstsein. Wer davon ergriffen wird und sich die Zeit nimmt, darüber nachzudenken, gerät in Sorge. 

	Eine Ursache der empfundenen Unordnung liegt in dem Gebaren außerhalb jeder Norm, das der neue „President of the United States“ (POTUS) an den Tag legt. Er gefällt sich darin, andere frontal anzugehen und vorzuführen. Er stellt über Jahrzehnte gewachsene Beziehungen von Staaten und Strukturen von Verträgen in Frage, so auch die Verlässlichkeit der historischen transatlantischen Partnerschaft zwischen den europäischen Staaten und den USA. Die verantwortungtragenden europäischen Politiker sind aufgescheucht.

	POTUS will den abscheulichen russischen Krieg auf europäischem Boden beenden. Das ist begrüßenswert. Dass er dabei bisherige Partner vor den Kopf stößt, die materielle Hilfe der USA einstellt, ohne Not Trümpfe aus der Hand gibt und dem russischen Diktator und Aggressor den roten Teppich auslegt und ihn mit Beifall empfängt, wird in Europa überhaupt nicht verstanden und wirft ernste Fragen auf.

	Die an die Seite gedrängten Europäer erfahren in dieser Situation in schmerzender Realität ihre weltpolitische Irrelevanz. Ihre Staatschefs suchen nach Antworten und eilen von einem Gespräch zur nächsten Konferenz. Wie kann Europa „stark und geeint“ auftreten, um zu retten, was möglich ist? 

	 

	Unabhängig von der aktuellen Lage einer Welt in Unordnung stellt sich diese gleiche Frage nach dem „politisch geeinten Europa“ seit 75 Jahren. Die Antwort der Europäer ist ungenügend. Sie haben in bald acht Jahrzehnten nicht mehr als die Interimslösung der supranationalen Europäischen Union (EU) zustande gebracht. Ja, die EU hat ihre Berechtigung als wertvolle Friedensklammer, hat den Wohlstand der Europäer gefördert und ist eine ökonomische Macht. Aufgrund der in den Verträgen vereinbarten Funktionsweise ist die Europäische Union jedoch geopolitisch ohne Bedeutung. In manchen Situationen verhindert diese Tatsache gar die Entfaltung ihrer doch erwiesenen wirtschaftlichen Stärke. Das wird dem verwunderten Beobachter deutlich, der die Volten der Zoll“politik“ von POTUS und die scheuen Reaktionen der Europäer in dieser Angelegenheit beobachtet.

	 

	Die Europäer haben sich mit der Europäischen Union in eine Sackgasse manövriert. Um sich daraus zu befreien, sollte ein Neustart gewagt werden. Die politische Einigung Europas muss endlich gelingen. Es scheint, dazu gibt es nur eine mögliche Antwort. Europa braucht eine Regierung, Europa muss ein Staat sein!

	 

	Zu dieser schlüssigen Einsicht mögen die geneigten Leser nach der gemeinsamen Rückbesinnung auf die Geschichte der europäischen Einigung und den daraus zu ziehenden Lehren ebenso kommen. Ist dies nicht der Fall, so werden die Leser vielleicht dazu ermuntert, sich an der dringend gebotenen Debatte über das erstrebte finale Ziel der Organisation von Europa zu beteiligen. 

	 

	Es ist an der Zeit für die Europäer, sich zwischen Alternativen zu entscheiden:

	 

	unbeirrt weitermachen mit der politisch nicht geeinten, supranationalen Europäischen Union, eines Wirtschaftsverbandes ohne politischen Einfluss in einer Welt in Aufruhr und Unordnung 

	oder

	das Projekt Europa vollenden mit der Vereinigung eines Kerns von Ländern als Staat, der das für andere offene Vorbild ist, aus dem sich die Vereinigten Staaten von Europa heranbilden werden. Der geschaffene Nukleus bleibt Mitglied der EU. 

	 

	Eine Minderheit – es bleibt zu hoffen, dass sie schrumpft – hat gar den Rückfall in die absurde Zerstückelung von Europa in Nationalstaaten ohne organisierte Gemeinschaft im Sinn. 

	Das wäre die schlechteste aller Antworten.

	



	



	Das vereinte Europa – Projekt zwischen Passion und Passivität

	 

	„Das Getane zeugt für oder gegen dich“

	Konfuzius 2

	 

	Die Idee der Vereinigung von europäischen Ländern war in den 80 Jahren seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges Gegenstand passionierter Debatten. Dabei heben sich die ersten zwanzig Jahre nach dem Krieg als prägend für die gegenwärtige Struktur von Europa hervor. In dieser Zeit haben sich die Regierungen intensiv mit unterschiedlich ambitionierten Modellen eines geeinten Europas auseinandergesetzt: wirtschaftlich vereint, militärisch vereint, politisch vereint. 

	Philosophen und Dichter machten sich schon viele Jahre zuvor analytisch (wie Immanuel Kant 1795, „Zum ewigen Frieden“) oder träumerisch (wie Victor Hugo 1849, Pariser Friedenskongress) Gedanken über die friedensstiftende Kraft eines vereinten Kontinents. Jetzt, nach dem Krieg, wurden zum ersten Mal konkrete Entscheidungen getroffen. Leider, so muss rückblickend festgestellt werden, ergaben sich auch als bitter empfundene Fehlschläge.

	Geschichte scheint sich zu wiederholen. Aus den aktuellen Anlässen des russischen Kriegs in der Ukraine und der neuen, befremdlichen Präsidentschaft in den USA kommt wieder eine zögerliche Debatte über die Notwendigkeit des politisch und militärisch vereinten Europas auf. Die Europäische Union wird zunehmend als ungenügend beurteilt. Neue Argumente treten hervor, alte werden aufgewärmt. Wegweisende Entscheidungen werden gefordert, alte Hürden stehen im Weg. Menschen sollten aus Erfahrungen lernen. Deshalb lohnt ein bewusster Blick zurück, um sowohl hinderliche als auch förderliche Faktoren zu erkennen und um Erfolge zu nutzen und Fehler zu vermeiden. Dies gilt im Besonderen für die verantwortlichen Politiker. Auch für interessierte Bürger ist die Rückschau hilfreich, um sich die Meinung zu bilden, die dann ihre Entscheidung bei der Wahl bestimmt, welche Politik zu Europa sie unterstützen.

	



	



	Europa nach dem Krieg 

	 

	„Ich habe nichts anzubieten außer Blut, 

	Mühsal, Tränen und Schweiß.“

	Winston S. Churchill, 1940

	 

	Ein geteilter Kontinent in Trümmern 

	 

	In Europa endete der Zweite Weltkrieg im Mai 1945. Viele Millionen Menschen hatten in den Kriegsjahren ihr Leben verloren. Viele Tausende kamen verstümmelt aus dem Krieg und aus Gefangenschaft zurück. Der schreckliche Völkermord durch die Nationalsozialisten an 6 Millionen jüdischen Menschen wurde offenbar. Die Nachwirkungen des Kriegs waren und blieben eine täglich belastende Bürde. Die von Churchill im Krieg an die Engländer gerichtete düstere Voraussage über Mühsal, Tränen und Schweiß galt nach dem Kriegsende für alle weiter. Weithin herrschte Zerstörung. Die Überlebenden waren vergrämt über den Verlust von Angehörigen und Freunden, entsetzt über bekannt werdende Gräuel und verbittert oder verschämt über Verfehlungen oder unterlassene Hilfeleistungen, fremde oder eigene. Die Seelen hatten Schaden erlitten, die Körper litten Hunger. Europa befand sich im Notstand.

	 

	Die erlebten Erfahrungen von Hass und Horror aus dem verheerenden Krieg hatten sich tief in das Bewusstsein der Überlebenden eingebrannt. Aus der Reflektion des Krieges mit seinen hinterlassenen Verheerungen und der ausgelösten täglichen Not erkannten die Menschen den übersteigerten Nationalismus als die grundüble Wurzel der wiederkehrenden Kämpfe in Europa. Es wurde gefordert, der immer wieder genährte Nationalismus, soweit er aus der Zersplitterung Europas resultierte, müsse überwunden werden durch eine Vereinigung der Länder im historisch gewachsenen Kulturraum Europa. So entstanden schon während des Krieges und in den Nachkriegsjahren länderübergreifende Gruppierungen mit führenden Persönlichkeiten, die unterschiedliche Vorgehensweisen und Modelle formulierten mit dem Ziel, die Einigung Europas voranzubringen. Unter den betrachteten Modellen reihte sich die Vision eines paneuropäisch vereinten Kontinents ein. Ein solcher Ansatz erübrigte sich jedoch bald nach Kriegsende wegen des sich anbahnenden Konflikts der Sowjetunion mit der westlichen Welt.

	 

	Hatten die Vereinigten Staaten von Amerika (USA), das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland (Großbritannien), Frankreich und andere Staaten noch gemeinsam mit der Sowjetunion gegen Hitler-Deutschland gekämpft, so taten sich schon bald nach dem Krieg große Gegensätze zwischen West und Ost auf. Die unterschiedlichen Gesellschaftssysteme und die offenkundigen Machtansprüche, einhergehend mit subversiven Aktivitäten, der erstarkten Sowjetunion in Europa, die hier in Folge des Weltkrieges einen Gürtel von Satellitenländern zu schnüren begann, waren die Hauptgründe für den sich abzeichnenden „Kalten Krieg“. Die kommunistische Sowjetunion wurde als Bedrohung der westlichen Demokratien beurteilt. Die Teilung von Europa in West und Ost nahm ihren Lauf und zeitigte Konsequenzen.

	 

	Die entstehende Gegnerschaft zwischen West und Ost bewirkte, dass die vorgeschlagenen Ideen zur europäischen Einigung sich nun auf Westeuropa richteten. Staaten, die sich der Neutralität verpflichtet hatten, sowie diktatorisch regierte Länder konnten nicht einbezogen werden. Insoweit konzentrierte sich die Debatte der Vereinigung von Europa bald auf die sogenannten Sechs auf dem Festland, die Beneluxstaaten, Frankreich, Italien und die Bundesrepublik Deutschland und auf die grundsätzlich erwünschte Einbeziehung von Großbritannien. 

	 

	Die andere Konsequenz war, dass die demokratisch regierten europäischen Länder, die sich nicht der Neutralität verpflichtet hatten, für ihre Sicherheit den Beistand der USA suchten. Die USA gingen als einzige Macht aus dem Krieg stärker als je zuvor heraus. 

	Die Vereinigten Staaten von Amerika waren im Dezember 1941 nach dem japanischen Angriff auf Pearl Harbor in den Zweiten Weltkrieg eingetreten. „Er war der folgenschwerste Krieg in der amerikanischen Geschichte, sowohl was den Verlust an Menschenleben als auch die finanziellen Belastungen anlangte: Mehr als 400.000 US-Soldaten starben, 670.000 wurden verwundet. Die direkten Kriegskosten summierten sich auf das 1,3-Fache des Bruttoinlandsprodukts.“3 Die USA hatten jedoch im eigenen Land keine Zerstörung von Städten, Industrie und Infrastruktur zu erleiden, wie die anderen vom Krieg betroffenen Staaten. Zudem wirkte die massenhafte Produktion von Rüstungsgütern während des Krieges als Motor der Konjunktur. Nur böse Zungen werden behaupten, dies sei eine Motivation für den Kriegseintritt gewesen. Aber so trug der erklärte Kampf für die Freiheit letztlich zur wirtschaftlichen Stärke des Landes bei. Die USA „waren zur dominierenden Militär- und Wirtschaftsmacht der Welt aufgestiegen. Ihre politischen Interessen und ihr Einfluss reichten bis in den letzten Winkel der Erde. Mit Ausnahme der Sowjetunion waren die Großmächte der Vorkriegszeit nur mehr ein Schatten ihrer selbst.“4

	Nur die USA waren aufgrund ihrer militärischen und wirtschaftlichen Stärke in der Lage und sahen sich auch in der Pflicht, anderen Ländern zu helfen. In diesem Sinne wurde die Außenpolitik der USA nach dem Krieg durch den Präsidenten Harry S. Truman am 11. März 1947 in der sog. Truman-Doktrin definiert. Truman formulierte den Gegensatz von „freien Völkern“ gegenüber „totalitären Regimen“ und entschied für die USA, „daß wir den freien Völkern beistehen müssen, ihr eigenes Geschick auf ihre Weise zu bestimmen“. 

	Ganz in diesem Sinne wurde zwischen den USA und den Europäern die transatlantische Zusammenarbeit vereinbart. Aus den dazu geführten Gesprächen ging der am 4. April 1949 geschlossene Vertrag über das Verteidigungsbündnis der NATO (North Atlantic Treaty Organization) hervor. Diesen „Nordatlantikpakt“ vereinbarten die USA, Kanada und zehn westeuropäische Staaten (Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Island, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen und Portugal). Das 1949 begründete, starke Bündnis der USA mit Europa, inzwischen ausgeweitet auf 30 Nationen, galt seither als unverbrüchlich. Stark aufgestellt zur Verteidigung der Vertragsstaaten und als Abschreckung gegen mögliche Aggression bewährte sich die NATO als Garant für Frieden in Europa. 

	 

	Frankreich in der IV. Republik

	 

	Frankreich litt seit Mitte 1940 unter der Besatzung durch Hitlerdeutschland im Norden und Westen des Landes. In der unbesetzten Südzone etablierte sich die Regierung von Maréchal Philippe Pétain, die den Waffenstillstand mit Deutschland geschlossen hatte, in der Stadt Vichy. Das Vichy-Regime kollaborierte mit den Deutschen. Im November 1942 besetzten die Deutschen auch die Südzone. Dies führte zu Verstärkung und neuem Antrieb der Résistance. Wenige Tage vor der Landung der Alliierten vom 6. Juni 1944 in der Normandie bildete General de Gaulle in Algier eine provisorische französische Regierung. Paris war am 25. August 1944 befreit.

	 

	Als die Nationalversammlung im November 1945 ihre Arbeit wieder aufnahm, wurde Charles de Gaulle zum Präsidenten der provisorischen Regierung ernannt. Schon im Januar 1946 trat de Gaulle zurück, weil er den Verfassungsentwurf der dominierenden Parteien ablehnte. Die Staatsverfassung der IV. Republik erhielt in einem zweiten Referendum im Oktober 1946 die Zustimmung der Franzosen, trat am 27. Oktober 1946 in Kraft und galt bis 1958. Die Verfassung der IV. Französischen Republik war „ein parlamentarisches Regierungssystem mit dominierender Stellung der Legislative, das infolge der Parteienzersplitterung durch extreme politische Instabilität gekennzeichnet war: In elf Jahren gab es 25 Regierungen.“ 5 

	 

	Für Frankreich war mit dem Ende des Kriegs das Trauma der Besatzung durch die Deutschen zwar beendet, das Land befreit, aber es brodelte. Frankreich stand vor einem Wall an zu lösenden Problemen. Es galt, immense Schäden zu reparieren („Mehr als 1000 Brücken, 20.000 km Bahnstrecken und das gesamte Straßennetz waren zerstört.[9]“) 6, den Wiederaufbau der Volkswirtschaft zu fördern und Wohnungen zu bauen. 

	Gesellschaftspolitisch war eine Aussöhnung zwischen Widerstandskämpfern und Kollaborateuren zu bewältigen. Es formte sich die „Épuration“, ein amtlicher Versuch der politischen Säuberung, aber auch der Volksjustiz mit persönlichen Abrechnungen. 

	Die innenpolitische Situation in Frankreich beschreibt der Brockhaus von 1954 aus zeitnaher Sicht so:

	„Die innere Entwicklung brachte sowohl ein starkes Anwachsen der Kommunisten wie eine fortschreitende Sammlung der Gaullisten; zwischen diesen beiden Flügeln hatte die Mitte, die die staatl. Verantwortung trug, einen schweren Stand. Die Regierungsbildung gelang meist nur kurzfristig; Frankreich stand mehrfach vor der Möglichkeit eines kommunist. oder gaullist. Regimes. … Die innerpolit. Auseinandersetzungen standen unter dem Eindruck der Spaltung der Kriegskoalition in ein westl. und ein östl. Lager und der Erstarkung der Bundesrep. Dtl.“7

	 

	Und dann stand ja noch der Elefant im politischen Raum, nämlich die Frage, wie die vor Kurzem erst befreite Republik sich gegenüber dem Nachbarn Deutschland verhalten sollte, der sie angegriffen und besetzt hatte. 

	Ohne die Beziehung zwischen Deutschland und Frankreich positiv zu klären und neu zu ordnen, war Frieden in Europa nicht dauerhaft zu sichern – diese Erkenntnis war den verantwortlichen Akteuren in Frankreich wie in den anderen Ländern gemein. Es herrschte jedoch ein erhebliches Maß an Misstrauen gegenüber Deutschland in Frankreich, selbst bei Leuten guten Willens, denen es am Herzen lag, einen Weg zu finden, um die langen Jahre der Feindschaft zu beenden.

	 

	Zudem sah auch die Kolonialmacht Frankreich unruhigen Zeiten entgegen. Mit den nach Selbstständigkeit strebenden Kolonien, insbesondere in Indochina und in Nordafrika, zeichneten sich zunehmend gewaltsame Konflikte ab.

	 

	Deutschland – besiegt, besetzt, benötigt

	 

	Deutschland erklärte, vertreten durch das Oberkommando der Wehrmacht, am 8. Mai 1945 in Berlin seine bedingungslose Kapitulation. Die letzte Regierung wurde entfernt und Deutschland der Macht der Alliierten unterstellt. Die Hauptstadt Berlin wurde in vier Sektoren, das nach dem Verlust der Ostgebiete verbliebene Land in vier Besatzungszonen aufgeteilt.

	 

	Deutschland lag bildhaft wie ein hungernder, amputierter Kriegsgefangener in zerfetzten Lumpen am Boden. Aus den ehemaligen Ostgebieten suchten Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen den Weg in das verbliebene Land im Westen. Wenn sie das schafften, fanden sie Leid, körperliche und seelische Not und weithin beträchtliche Zerstörung vor. Häuser, Städte, Industrien und große Teile der Infrastruktur lagen in Ruinen.

	Die Siegermächte konfrontierten die deutsche Bevölkerung mit dem dauerhaft stigmatisierenden Verbrechen der Nationalsozialisten des schändlichen, staatlich organisierten Völkermordes an den europäischen Juden und an Sinti und Roma. Den Unwissenden und den Ahnenden wurden die Augen geöffnet. Die Schuldigen wurden zur Rechenschaft gezogen. Von Ende 1945 bis April 1949 wurden in Nürnberg die Prozesse gegen die „Hauptkriegsverbrecher“ und die Nachfolgeprozesse durchgeführt. Die Besatzungsmächte vollzogen eine Aktion der Entnazifizierung im Sinne der Bestrafung von Schuldigen und einer politischen Säuberung. Für die Bevölkerung stand zwar die Bewältigung der täglichen Not im Vordergrund, aber es schwelten zwischen Nachbarn, selbst in Familien, unter vormaligen Eiferern oder Mitläufern und Gegnern des Nationalsozialismus vorhandene Animositäten, die einer langen Zeit der Befriedung bedurften.

	 

	Das Schicksal des Landes lag vollständig in den Händen der Siegermächte, was sich in den Beschlüssen von Großbritannien, der Sowjetunion und der USA auf der Potsdamer Konferenz vom Sommer 1945 dokumentiert. Konrad Adenauer zitiert aus dem Kommuniqué des amerikanischen Außenministeriums8: 

	„Das deutsche Volk hat begonnen, für die schrecklichen Verbrechen zu sühnen, die unter Führung von Personen begangen worden sind, denen es auf der Höhe ihres Erfolges offen zugestimmt und blind gehorcht hat.“ Es ist die Absicht, „dem deutschen Volk Gelegenheit zu bieten, sich auf eine spätere Erneuerung seines Lebens auf einer friedlichen, demokratischen Grundlage vorzubereiten“. Dann „wird es nach angemessener Zeit möglich sein, einen Platz unter den freien, friedlichen Nationen der Erde einzunehmen“. „Um Deutschlands Stärke als Militärmacht zu zerstören, soll die Erzeugung von Waffen, Munition und Gegenständen des militärischen Bedarfs sowie aller Arten von Flugzeugen und seetüchtigen Schiffen verboten und verhindert werden.“ „Betriebe, die für eine Erzeugung im Rahmen des erlaubten Maßes nicht benötigt werden, sind …. ins Ausland zu überführen oder, falls dies nicht geschieht, zu zerstören.“

	Adenauer fasst zusammen, was dem deutschen Volk gedroht hat: „Nach dem Plan sollte die Höhe der Industrieproduktion etwa 50 bis 55 Prozent der Produktionshöhe von 1938 betragen.“ „Wären diese Beschlüsse wirklich durchgeführt worden, wären Unruhen und Aufstände die Folge gewesen. Schließlich wären auch die drei westlichen Zonen, also ganz Deutschland kommunistisch geworden.“ 

	 

	Die Potsdamer Konferenz fasste aber auch den Beschluss, politisches Leben wieder zuzulassen. In den Westzonen wurden Aktivitäten politischer Parteien zuerst auf Kreisebene, dann in den Zonen und Ende 1945 schließlich auf Landesebene genehmigt. Der neu gegründeten Christlich Demokratischen Union (CDU) gelang ein rascher Aufbau ihrer Strukturen. Konrad Adenauer, ehemaliger Oberbürgermeister von Köln, fiel dabei eine wesentliche Rolle zu. Die CDU stritt nun mit der von Kurt Schumacher geleiteten Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) um die politische Führung in Deutschland.

	 Die Hohen Kommissare begannen allmählich und zwangsläufig, mit ernannten deutschen Vertretern eine Art der Zusammenarbeit zu suchen. In der britischen Zone wurde dazu ein Zonenbeirat installiert. Dort wurden aktuell brennende Fragen angesprochen wie die katastrophale Ernährungslage, Bergbau, Landwirtschaft, Schulen und Universitäten, aber auch die Zukunft betreffende Fragen wie etwa die Neugliederung der Länder. Über das für die Deutschen drängende Problem von Reparationen und Demontagen durfte hingegen nicht gesprochen werden. 

	Adenauer, Schumacher und andere deutsche Persönlichkeiten versuchten in ihren Kontakten bei den Alliierten, mäßigenden Einfluss auszuüben und um Verständnis zu werben. 

	 

	Die zunehmenden Spannungen mit der Sowjetunion trugen zu einem Umdenken der Westmächte bei. 

	Zum 1. Januar 1947 wurden die amerikanische und die britische Besatzungszone zur „Bizone“ vereinigt. Das von Truman von dem früheren Präsidenten Hoover erbetene Gutachten zur Ernährungslage in Europa mag auch einen Beitrag zur neuen Haltung der USA beigetragen haben. 
Adenauer zitiert aus dem Hoover-Bericht vom Frühjahr 1947, der in den Sätzen gipfelt: „Wir brauchen dringend die Gesundung Europas. … Die Wirtschaftskraft Europas kann nicht wiederhergestellt werden ohne Wiederherstellung Deutschlands als Mitglied dieser Wirtschaftskraft.“ Und: „Man könne Deutschland weiter in Ketten fesseln, müsse aber damit rechnen, daß damit auch Europa in «Lumpen» («in rags») bliebe.“9

	 

	Ein bedeutsamer Markstein für die weitere Entwicklung war die Ende 1947 einberufene Konferenz der Außenminister der vier Siegermächte in London zur Beratung der deutschen Frage. Eine Verständigung der Westmächte mit der Sowjetunion war bei dem Zusammentreffen nicht möglich. Die Vertagung am 15. Dezember 1947 bedeutete das Scheitern dieser letzten Konferenz der vier Siegermächte.

	Konrad Adenauer beurteilt das so: 

	„Die hauptsächliche Ursache dafür war der Gegensatz zwischen der Sowjetunion und den USA. Die Sowjetunion erstrebte ein immer weiteres Vordringen in Europa. Ich wiederhole nochmals: Ihr ganzes Verhalten während der Besatzungszeit läßt nur den Schluß zu, daß es von Anfang an ihr Ziel war, Deutschland und alsdann den Rest von Westeuropa in ihre Hand zu bekommen. Die USA und die westeuropäischen Länder hatten das, wenn auch erst spät, erkannt und leisteten den Versuchen der Sowjetunion Widerstand. Diese Erkenntnis veranlaßte auch Frankreich, von seinen ursprünglichen Absichten, Deutschland aufzuteilen, Abstand zu nehmen und sich der Politik der USA und Großbritanniens anzuschließen.“ 10 

	 

	Im März 1948 einigten sich die drei Westalliierten dann auf die Vereinigung der französischen Besatzungszone mit der Bizone; die Trizone war geschaffen – ein Vorbote des zukünftigen deutschen Weststaates. Nach weiteren Schritten in der neuen Deutschlandpolitik war die Einberufung eines „Parlamentarischen Rats“ zur Ausarbeitung einer vorläufigen Verfassung für die drei Westzonen Deutschlands möglich. Tagungsort ab 1. September 1948 war Bonn. Konrad Adenauer wurde als Präsident gewählt. Am 12. Mai 1949 wurde das vom Rat erarbeitete „Grundgesetz“ von den Militärgouverneuren bewilligt und gleichzeitig ein neues Besatzungsstatut verkündet. Anschließend musste das Grundgesetz noch von den Landtagen angenommen werden.

	„Bayern genehmigte das Grundgesetz nicht. Die zehn anderen deutschen Länder billigten es. Damit war die erforderliche Zweidrittelmehrheit erreicht.

	Am 23. Mai 1949 wurde in einem feierlichen Akt das Grundgesetz durch die Ministerpräsidenten und Landtagspräsidenten, in Anwesenheit von Vertretern der drei Westmächte, unterzeichnet.“11 

	 

	Nun konnten die ersten Wahlen zum Deutschen Bundestag vorbereitet und am 14. August 1949 abgehalten werden. Die CDU/CSU errang mit 139 Sitzen die meisten der 402 Sitze des neuen Deutschen Bundestages, gefolgt von der SPD mit 131 Sitzen und der Freien Demokratischen Partei (FDP) mit 52 Sitzen. Die CDU/CSU bildete mit der FDP und der Deutschen Partei (17 Sitze) eine Regierungskoalition. Konrad 
Adenauer wurde mit einer Stimme Mehrheit zum ersten Bundeskanzler gewählt. Seine Regierung wurde am 20. September 1949 ernannt. „Damit war die Konstituierung der Bundesregierung erfolgt. Am nächsten Tag trat das Besatzungsstatut in Kraft.“ „Mit dem Aufbau der Organe der Bundesrepublik Deutschland ging nunmehr ein großer Teil der Verantwortung und Entscheidungsbefugnis in deutsche Hände über. Noch waren wir allerdings nicht frei, … .“ 12

	 

	Die eingeschränkte Souveränität der jungen Bundesrepublik Deutschland (BRD) drückte sich auch darin aus, dass es keinen Außenminister gab, denn die Wahrnehmung aller Auswärtigen Angelegenheiten war der Alliierten Hohen Kommission vorbehalten. Adenauer war aber immer wieder gesuchter Interviewpartner ausländischer Presseorgane. „Auf dem Wege der Interviews hatte ich jedoch ein Mittel, mir im Ausland Gehör zu verschaffen.“ 13 Mit Nachdruck vertrat er seine Politik auch in Konferenzen, regelmäßigen Gesprächen mit den Hohen Kommissaren und in vielen seiner Kontakte mit Persönlichkeiten der Westmächte. 

	 

	Die von Adenauer definierten Grundpfeiler seiner Politik, die im starken Gegensatz zu den Überzeugungen der SPD stand, waren:

	
		die deutsche Einheit, wiederzuerlangen in einem Friedensvertrag; die BRD ist die allein legitimierte staatliche Organisation des deutschen Volkes;

		eine klare, verlässliche Bindung an die Westmächte, insbesondere an die USA; keine Neutralität Deutschlands;

		Vertrauen schaffen, um die volle Souveränität und Gleichberechtigung der BRD zu erlangen; immer aufrichtig, jedoch klar und beharrlich im Ziel, konziliant auf dem Weg dahin;

		die Befürwortung der europäischen Föderation; die deutsch-französische Verständigung, als Voraussetzung dazu; Frieden in Europa sichern;

		die soziale Marktwirtschaft auf Basis der freien Entfaltung des Individuums; keine Planwirtschaft, keine Sozialisierung, aber Monopolkontrolle.



	 

	Die eben gegründete Regierung stand einer Fülle von Herausforderungen gegenüber: die Eingliederung der Vertriebenen, die Durchführung des Lastenausgleichs, dringend benötigter Bau von Wohnungen; soziale Projekte wie die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen; das Ende der Entkernung der Industrie (keine weiteren Demontagen) erwirken; der generelle Wiederaufbau der Wirtschaft – um nur einige zu nennen. 

	 

	Als Reaktion auf die Gründung der BRD wurde am 7. Oktober 1949 für das Hoheitsgebiet der sowjetischen Besatzungszone die Deutsche Demokratische Republik (DDR) als sozialistischer Staat nach sowjetischem Vorbild ausgerufen.

	„Die sozialistische Gesellschaftsordnung politisierte und kontrollierte weitgehend alle gesellschaftlichen Bereiche und ließ nur wenig individuellen und privaten Gestaltungsraum.

	Wirtschaftlich bestimmten im Rahmen der sozialistischen Planwirtschaft sog. Fünfjahrespläne das Handeln der weitgehend verstaatlichten Unternehmen. Schwerpunkte waren zunächst die Schwerindustrie und die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG).“14 Der erste Ministerpräsident war Otto Grotewohl. In der DDR lebten ca. 17 Millionen Deutsche (BRD ca. 48 Millionen), jeweils ohne Berlin.

	 

	In der Mitte Europas, an der Scheide der schon gebildeten Blöcke von Ost und West, entwickelten sich nun die aus den jeweiligen Besatzungszonen entstandenen jungen Republiken BRD und DDR – ein geteiltes Deutschland. Die Sowjetunion lockte immer noch mit dem Angebot der Wiedervereinigung unter der Bedingung einer strikten Neutralität. Deutsche Sozialdemokraten und Kommunisten befürworteten diesen Weg. Die CDU/CSU unter der Führung von Bundeskanzler Adenauer, aus den Wahlen mit Mehrheit hervorgegangen, lehnte dies mit Entschiedenheit ab.

	 

	Nach Gründung der BRD und der DDR begann in anderen Ländern eine Erörterung der Frage der Wiederbewaffnung Deutschlands. „In Frankreich war man über die Diskussion dieser Frage sehr beunruhigt. Der französische Informationsminister Teitgen gab eine Erklärung für die französische Regierung ab, wonach Frankreich unter keinen Umständen einer deutschen Wiederbewaffnung oder einem Beitritt Deutschlands zum Atlantikpakt zustimmen werde.“15

	Konrad Adenauer wurde im Dezember 1949 zu diesem Thema von einem amerikanischen Korrespondenten gefragt und äußerte, er lehne eine deutsche Wiederaufrüstung ab. Für ihn waren die Westalliierten für die Sicherheit der BRD verantwortlich. Auf weitere beharrliche Fragen des Journalisten entgegnete der Bundeskanzler nach seiner Erinnerung: „Auch wenn die Alliierten das Verlangen nach einem deutschen Beitrag zur Sicherheit Europas vorbrächten, würde ich die Aufstellung einer deutschen Wehrmacht ablehnen. Im äußersten Fall sei ich allerdings bereit, die Frage eines deutschen Kontingentes im Rahmen der Armee einer europäischen Föderation zu überlegen.“16

	 

	Eine Armee einer europäischen Föderation – aus welcher Eingebung heraus kam Konrad Adenauer zu einer solchen Aussage? Zu dieser Zeit konnte er noch keine Ahnung davon haben, dass im folgenden Jahr von Frankreich ausgehende Initiativen genau in diese Richtung weisen würden.

	



	



	Die Montanunion – Wiege der Modellierung Europas              

	 

	«Il s’agit donc d’une entreprise de paix. »17

	„Es geht also um ein Unterfangen für den Frieden.“

	 

	Der Paukenschlag Frankreichs vom 9. Mai 1950

	 

	„Meine Herren, Schluss mit den leeren Worten. Jetzt muss gehandelt werden, kühn und konstruktiv. Frankreich hat sich dazu entschieden und die Konsequenzen seines Handelns können von unschätzbarer Tragweite sein. Wir hoffen, dass sie es sein werden. Wir gehen diesen Schritt vor allem für den Frieden. Um Frieden dauerhaft zu ermöglichen, braucht es jetzt zuerst ein Europa. Fünf Jahre, fast auf den Tag genau, nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands, vollzieht Frankreich den ersten entscheidenden Akt des europäischen Aufbauwerks und verknüpft auch Deutschland damit. Der Zustand und die Zukunft von Europa sollen so grundlegend neu geordnet werden. … “ 18 (Freie Übersetzung).

	 

	Mit diesen Worten wandte sich der Außenminister von Frankreich, Robert Schuman, am 9. Mai 1950 in Paris an die wenigen eingeladenen, höchst überraschten Journalisten. Dann folgte sein Vortrag der vollständigen Erklärung19. Schuman kündigte die Errichtung der „Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)“ an. Mitglieder dieser Gemeinschaft sollten Frankreich und Deutschland sowie Italien, Niederlande, Belgien und Luxemburg sein. 

	Dieses Angebot an Deutschland, so kurz nach dem Ende des folgenschweren Weltkriegs, war weithin aufsehenerregend. Frankreich reichte dem Erzfeind die Hand. Deutschland fand wieder Aufnahme im Kreis der Nationen.

	Die Schuman-Erklärung führt wesentliche Maßnahmen, Absichten und Ziele als Fundament für zukünftigen Frieden in Europa aus.

	Aus den Erfahrungen der Vergangenheit schlägt die französische Regierung vor, „die Gesamtheit der französisch-deutschen Kohle- und Stahlproduktion einer gemeinsamen Hohen Behörde zu unterstellen, in einer Organisation, die den anderen europäischen Ländern zum Beitritt offensteht.“ Wenn die Erzeugung von Kohle und Stahl gemeinsam geregelt wird und damit der Kontrolle unterliegt, kann kein Land mehr unbemerkt Waffen herstellen. Befürchtete Revanchegelüste werden so eingehegt, eine Grundlage für wachsendes Vertrauen geschaffen. 

	In die nahe Zukunft gerichtet soll die Montanunion den Lebensstandard anheben. „Die der gemeinsamen Hohen Behörde übertragene Aufgabe wird sein, in kürzester Zeit sicherzustellen: die Modernisierung der Produktion und die Verbesserung der Qualität, die Lieferung von Stahl und Kohle auf dem französischen und deutschen Markt sowie auf dem aller beteiligten Länder zu den gleichen Bedingungen, die Entwicklung der gemeinsamen Ausfuhr nach den anderen Ländern, den Ausgleich im Fortschritt der Lebensbedingungen der Arbeiterschaft dieser Industrien.“ Die Akteure der Privatwirtschaft sind dringend auf die Grundstoffe angewiesen. Die Fertigung der von Kohle und Stahl abhängigen Güter und das daraus entstehende Wachstum an Wohlstand sollen den Mitgliedsländern in gleichem Maße möglich sein. 

	In die weitere Zukunft gerichtet versteht Frankreich die vorgeschlagene Gründung der EGKS als konkreten Schritt hin zu einem Vereinten Europa. „Durch die Zusammenlegung der Grundindustrien und die Errichtung einer neuen Hohen Behörde, deren Entscheidungen für Frankreich, Deutschland und die anderen teilnehmenden Länder bindend sein werden, wird dieser Vorschlag den ersten Grundstein einer europäischen Föderation bilden, die zur Bewahrung des Friedens unerläßlich ist.“ Dabei erfordert die Vereinigung der europäischen Nationen, „daß der Jahrhunderte alte Gegensatz zwischen Frankreich und Deutschland ausgelöscht wird. Das begonnene Werk muß in erster Linie Deutschland und Frankreich erfassen“.

	 

	Die französische Regierung vollzog mit dem von ihrem Außenminister Robert Schuman erklärten Vorschlag eine radikale Abkehr von ihrer ursprünglichen Haltung gegenüber Deutschland. Es beeindruckt in besonderer Weise die Aussage von Robert Schuman, dass Frankreich sich sogar entschieden hatte, das Projekt Montanunion selbst nur mit dem alleinigen Partner Deutschland zu verfolgen.20 

	Unserem Nachbarn Frankreich gebührt für seine Entscheidung großer Respekt, auch wenn äußere Einflüsse beigetragen haben mögen. Helmut Schmidt drückt das in seinem Geleitwort zum Buch von Valéry Giscard d’Estaing so aus: „Frankreich war nach dem Zweiten Weltkrieg der erste unserer europäischen Nachbarn, der den Deutschen eine Zusammenarbeit anbot. Und später hat Frankreich uns die Hand zur Versöhnung gereicht. Dafür schulden wir Deutschen den Franzosen für immer Dank.“21 (Freie Übersetzung).

	 

	Die EGKS – Werk zweier Persönlichkeiten

	 

	Die „Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ war das Werk von Jean Monnet und Robert Schuman. In Anerkennung ihrer Verdienste werden beide Persönlichkeiten als Gründerväter Europas geehrt. 

	 

	Jean Monnet kam am 9. November 1888 zur Welt in Cognac, gelegen im zentralen Westen Frankreichs nahe der Atlantikküste. Nach der Schule arbeitete er im väterlichen Unternehmen, einem Weingut und Handelshaus, das auch den berühmten Weinbrand der Region herstellte, aber vor allem mit Cognac-Handel betrieb. Schon in jungen Jahren entsandte ihn sein Vater für das Unternehmen ins Ausland. Dabei sammelte Jean Monnet internationale Erfahrung mit einer Reihe von Aufgaben.

	Die Zeit danach fasst Reinhard Schreiner für die Konrad-Adenauer-Stiftung so zusammen: „Im Ersten Weltkrieg arbeitet Monnet mit Briten und Amerikanern an der Einrichtung interalliierter Stellen mit dem Ziel, die Kriegsgüternachfrage zu koordinieren sowie das Transportwesen und damit die Versorgung der Truppen zu vereinfachen. 1920 übernimmt er im Alter von 32 Jahren das Amt des stellvertretenden Generalsekretärs des Völkerbundes und kehrt 1923, nach dem Tod seines Vaters, in das Familienunternehmen nach Frankreich zurück, um ihm zu neuer Blüte zu verhelfen. Zwischen 1932 und 1939 übernimmt Monnet dank seiner internationalen Erfahrungen verschiedene Beraterfunktionen im Ausland. Er geht als Beauftragter des Völkerbunds nach China und gestaltet dort das Eisenbahnnetz neu. In Rumänien und Polen hilft er bei der Umstrukturierung der Haushalte und erwirbt sich große Verdienste bei der Stabilisierung der Währungen. In San Francisco berät er bei der Gründung einer Bank.

	Im Jahr 1934 heiratet Monnet die italienische Malerin Silvia de Bondini. Aus der Ehe gehen zwei Töchter hervor. Ab Kriegsbeginn 1939 steht er an der Spitze eines alliierten Komitees, das die kriegswirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Großbritannien und Frankreich koordiniert. Daneben übernimmt er 1943 das Amt des Staatskommissars für Rüstung und Ernährung im französischen Befreiungskomitee in Algier.

	Nach dem Krieg ist Monnet in Frankreich Leiter des Planungsamtes, das ein umfassendes Modernisierungsprogramm für die französische Wirtschaft erarbeitet.“22

	Was für ein abwechslungsreiches Leben. Oft in leitender Position sammelte Monnet während seiner Aufenthalte in den verschiedenen Ländern wertvolle internationale Erfahrungen, die ihm bei der „Erfindung“ und Einführung der EGKS sehr zugutekamen. Es war Jean Monnet, der die Struktur der EGKS und deren Mission ersonnen hat.

	 

	Von noch größerer Strahlkraft erscheint das Leben von Robert Schuman. Es war schon bis zu der Zeit, da er in das Amt des Außenministers von Frankreich berufen wurde, vielschichtig und facettenreich, ja zeitweilig bedroht. Eine gedrängte Darstellung seines Lebens und einen Zugang zu seiner Persönlichkeit ermöglicht die Biografie Robert Schumans von Hermann J. Benning.23

	Robert Schuman kam am 29. Juni 1886 in Luxemburg zur Welt. Zu dieser Zeit war Luxemburg neutraler Boden, aber zugleich Mitglied im Deutschen Zollverein. Vater Jean-Pierre stammte aus dem direkt südlich an Luxemburg angrenzenden Landstrich von Lothringen. Elsass-Lothringen war 1871 vom Deutschen Kaiserreich annektiert worden und wurde als „Reichsland Elsaß-Lothringen“ verwaltet. Der Vater war widerwillig deutscher Staatsbürger geworden. Er war wohlhabend und zog es vor, sich mit der Familie in Luxemburg niederzulassen. Robert Schuman war also Deutscher von Geburt. Der Vater redete mit ihm nur französisch, aber in der Schule wurde er auf Schriftdeutsch unterrichtet. So beherrschte der junge Robert beide Sprachen. Und er sammelte von klein auf Eindrücke und Empfindungen aus unterschiedlichen Kulturen. In Luxemburg machte er die Reifeprüfung und wechselte dann noch für ein Jahr auf das Gymnasium von Metz, wo er 1904 das deutsche Abitur erwarb. Damit konnte er das Studium der Rechtswissenschaften beginnen. Über die Universitäten von Bonn, München und Berlin wechselte er schließlich 1906 an die juristische Fakultät in Straßburg. Nach dem Staatsexamen, der Promotion und der Zweiten Staatsprüfung konnte Dr. jur. Robert Schuman im Juni 1912 seine Kanzlei in Metz eröffnen.

	Robert Schuman war gläubiger Katholik. Sein Vater war schon 1900 verstorben. Seine geliebte Mutter kam 1911 wegen scheu gewordener Pferde bei einem Unfall mit einer Kutsche ums Leben. In seiner tiefen Trauer sinnierte er damals über seine persönliche Berufung nach. Er hinterfragte sich, ob er nicht die Juristerei bleiben lassen und besser in einen Orden eintreten sollte. Gottlob, er hat sich dagegen entschieden. 

	Nach dem Verlust der Eltern bestanden weder Freuden noch Pflichten eines engen Familienkreises und persönlich war er nicht gebunden. So engagierte sich Schuman neben seinem Beruf als Anwalt aktiv im Bistum Metz, wo er die Leitung der katholischen Jugendverbände übernahm. Schuman war sogar in leitender Position beteiligt an der Organisation des Katholikentages in Metz. Inzwischen hielt er auch Vorträge. Mit diesen Aktivitäten wurde Schuman über die Zeit in Lothringen und darüber hinaus bekannt und schuf ein Netzwerk von verbindenden Kontakten und persönlichen Beziehungen mit Personen des kirchlichen Umfelds oder in öffentlichen Ämtern.

	Als 1914 der Erste Weltkrieg ausbrach, wurden sogleich die Grenzen von Lothringen zu Frankreich geschlossen. Die deutsche Militärpolizei war allgegenwärtig. Schuman war als nicht waffentauglich gemustert und wurde nun zu Hilfsdiensten verpflichtet. Viele Monate war er in der Kreisverwaltung von Bolchen nordöstlich von Metz tätig. In dieser Zeit verbrachte er sogar einmal eine Woche in Süddeutschland zu Exerzitien im Benediktinerkloster Beuron. Am Kriegsende marschierte das französische Heer unter General Pétain am 19. November 1918 in Metz ein.

	Mit dem Ende des Krieges ergaben sich tiefgreifende Veränderungen in Schumans Leben. Er wurde französischer Staatsbürger und politisch aktiv. Zunächst stellte er sich mit Erfolg zur Wahl für den Stadtrat von Metz. Ende 1919 wurde er das erste Mal für das Département Moselle in die Assemblée Nationale, in das französische Parlament, gewählt. So begann sein „politisches Abenteuer“, wie er es einmal selbst nannte. 

	Als lernender Neuling im Parlament, zumal als Lothringer, musste er Respekt und Ansehen erst erwerben. Zurückhaltend, bedachtsam, aber auch beharrlich und wenn notwendig entschieden im Auftreten und aufgrund seiner profunden juristischen Kenntnisse fand er zunehmend Beachtung. Er kam in erste Ämter. So wurde er 1932 auf Wunsch des Ministerpräsidenten in die Finanzkommission des Parlaments berufen. 1940 wurde er Unterstaatssekretär für Flüchtlingsfragen. Flüchtlinge? Bereits im Herbst 1939 flohen viele Tausende Menschen aus Elsass-Lothringen und den Beneluxstaaten in den Südwesten von Frankreich.

	Deutschland hatte den Zweiten Weltkrieg entfacht mit dem Überfall Hitlers in Polen am 1. September 1939. Schon im Mai 1940 griff die deutsche Wehrmacht von Norden her Frankreich an. Dies endete in der Einnahme von Paris, der Besetzung weiter Teile Frankreichs und in einem verhandelten Waffenstillstand. In Vichy etablierte sich das mit der Wehrmacht kollaborierende Regime von Marschall Pétain. Dieser wollte Schuman zur weiteren Mitarbeit gewinnen. Er lehnte ab. Danach machte ihm General de Gaulle ein Angebot, nach London zu kommen. Schuman zog es jedoch vor, nach Metz zurückzukehren.

	Elsass-Lothringen war entgegen den Bedingungen des Waffenstillstands annektiert worden. Der deutsche Gauleiter versuchte mehrmals vergeblich, Schuman zur Kollaboration zu gewinnen. Schließlich wurde Schuman von der Gestapo verhaftet und verhört. Dann kam er für sieben Monate in Haft. Offenbar war sogar seine Deportation in ein Konzen-trationslager konkret überlegt worden. Man war sich jedoch des Ansehens von Schuman in der Öffentlichkeit sehr bewusst und fürchtete den zu erwartenden Widerstand der Lothringer. Schließlich wurde Schuman im April 1941 als „Zivilinternierter“ in Hausarrest abgeschoben nach Neustadt an der Weinstraße. Während dieses Aufenthaltes reifte bei Schuman „seine Vision einer friedlichen Zusammenarbeit der Völker auf dem Weg zu einem föderalistisch geeinten Europa“.24

	Inzwischen erhielt Schuman Informationen über eine ihm drohende Deportation nach Dachau zugespielt. So entschloss er sich zur Flucht aus Neustadt. Am 2. August 1942 ging er in den Untergrund. Mithilfe von Freunden und mit gefälschter Identität gelang ihm über Colmar und Belfort die Flucht in den Südwesten Frankreichs. Fortan hielt er sich versteckt. Bei oftmaligen Ortswechseln fand er in Klöstern Unterschlupf. Selbst aktiv zu sein in der Résistance, stellte jedoch keine vorstellbare Alternative für ihn dar.

	Die Invasion der Alliierten in der Normandie im Juni 1944 brachte die Wende im Krieg. Am 19. November 1944 war Metz befreit worden. Ein paar Tage danach zog Schuman neben General de Tassigny, Befreier Elsass-Lothringens, in Metz ein. So erlebte Schuman das nahende Ende des Krieges.

	Schuman kehrte 1945 als Abgeordneter des Département Moselle in die Nationalversammlung zurück. Er wurde Vorsitzender der Finanzkommission, Finanzminister und ab Ende 1947 sogar für acht Monate Ministerpräsident. Von Juli 1948 bis Anfang 1953 vertrat er Frankreich als Außenminister. 

	 

	Ist es eine schicksalhafte Konstellation, die sich auftat, als Jean Monnet und Robert Schuman 1950 aufeinandertrafen? Das Resümee im Titel eines 2010 von ‘Toute l’Europe’ geführten Interviews mit einem der letzten verbliebenen Zeitzeugen, Georges Berthoin, geboren 1925, ehemals Büroleiter von Jean Monnet, lautet: „Zwischen dem ‚Ideengeber‘ (Monnet) und dem Mann an der Macht (Schuman) geschah ein geschichtsträchtiges Wunder.“25 

	Die von Jean Monnet erarbeitete Grundlage für die „Schuman-Erklärung“ war in voller Vertraulichkeit und in sehr kurzer Zeit entstanden.26 In ein paar Monaten, abgeschottet von der Öffentlichkeit, entwarf Jean Monnet im engsten Kreis von wenigen Mitarbeitern in einem kleinen Pariser Hotel das Konzept einer Gemeinschaft von Kohle und Stahl. Selbst die Regierung hatte keine Kenntnis davon. Nachdem Monnet sich mit seiner Idee ohne Erfolg an Ministerpräsident Bidault gewandt hatte, suchte er spontan die Gelegenheit, den Plan in die Hände von Schuman zu geben. Über seinen eigenen Büroleiter erhielt Schuman die Unterlagen am Samstag, den 29. April, und studierte diese über das Wochenende in seinem Haus in Sky-Chazelles. Schuman war von diesem Vorhaben, das seinen Gedanken entsprach, schnell überzeugt. Zurück in Paris machte er sich offenbar mit voller Aufmerksamkeit an die praktische politische Durchsetzung des Plans.

	 

	Laut Benning hatte Schuman eben eine schwere persönliche Krise überstanden. Seit einer massiven Auseinandersetzung mit Adenauer im Januar 1950 wegen der Saar-Frage und des Ruhrstatuts, zusammen mit der anstehenden Frage der Wiederbewaffnung der Bundesrepublik (Ost-West-Konflikt), war er zutiefst besorgt und beunruhigt über die aktuelle Situation und zeitweise ratlos. Schuman äußert sich darüber so: „Zu Beginn des Jahres 1950 hatten wir das Gefühl, dass wir vor einer doppelten Krise standen: einer politischen und einer wirtschaftlichen.“27 (Freie Übersetzung) Auch Berthoin bestätigt: „Wir wussten, dass sich eine schlimme Krise zwischen Frankreich und Deutschland anbahnte. Deutschland wollte seine Souveränität wiedererlangen.“ Siehe 25

	Das vorherige Jahr 1949 hatte signifikante Entwicklungen gebracht. Es stand deutlich im Zeichen des heraufziehenden Kalten Krieges. Im April 1949 wurde die NATO gegründet. Im Mai endete die über beinahe elf Monate andauernde sowjetische Blockade West-Berlins. Dann erfolgte die Gründung der Bundesrepublik Deutschland mit der Verkündung des Grundgesetzes am 23. Mai 1949. Die junge Republik verwarf einen Status der Neutralität, orientierte sich hin zu den USA und fand Aufnahme im Kreis der „westlichen“ Staaten. Allerdings bestanden dort weiterhin Ressentiments, ja Misstrauen gegenüber den Deutschen. So beschreibt Schuman den Zwiespalt, dass die zu der Zeit verfolgte Politik einerseits ein Entgegenkommen darstellte, aber andererseits mit den alten Methoden befrachtet wurde. Erzielt wurden zäh verhandelte Zugeständnisse, den noch skeptischen und argwöhnischen Siegern abgerungen von erniedrigten Besiegten, die sich aber mehr und mehr ihrer wieder wachsenden Stärke bewusst wurden. Im Verlauf des Geschehens war Frankreich besonders zögerlich und wog jedes eigene Entgegenkommen gegen ausverhandelte rechtliche Garantien ab. Es verblieb entsprechendes Unbehagen.

	Im Bereich der Wirtschaft lagen ebenso beachtliche Probleme. In den nationalen Ökonomien zeigten sich immer noch und allseits Nachwirkungen des Krieges. Vor allem die Grundstoffindustrie stellte gleichermaßen Engpass und Objekt von Besorgnis dar. Die Produktion von Kohle und Stahl an Saar und Ruhr konnte zwar einen wesentlichen Beitrag leisten, stand aber rigoros unter der Kuratel der Siegermächte. Der Mangel von Kohle und Stahl stellte so ein aktuelles Problem dar. Andererseits wurde die Verfügung über die Grundstoffe argwöhnisch als Quell potenzieller künftiger Auseinandersetzungen begriffen.

	 

	Beide Männer, Monnet und Schuman, kamen in durchdringender Betrachtung dieser Situation zu der Überzeugung, dass der innewohnende Geist und die Orientierung der künftigen Politik einem grundlegend neuen Ansatz folgen sollten. Dem Albtraum eines neuerlichen Konflikts zwischen Frankreich und Deutschland sollte der Boden entzogen werden. Die alten Antagonismen sollten einer vertrauensvollen Zusammenarbeit auf der Grundlage identischer Rechte und Pflichten weichen.

	 

	Die anzustrebende koinzidente Lösung der politischen und wirtschaftlichen Probleme ging aber über die Beziehung der zwei Länder hinaus und betraf die Zukunft von ganz Europa, so waren sich die beiden Männer einig. Angesichts der historisch begründeten „Zerstückelung“ Europas, die Schuman als absurden Anachronismus bezeichnet, musste eine neue politische Struktur gefunden werden. Eine europäische Föderation sollte (noch) nicht in Betracht gezogen werden. Auch die sofortige und simultane Einbeziehung aller wirtschaftlichen Sektoren in Europa war technisch undenkbar und hätte zudem das Vorstellungsvermögen der Zeitgenossen überfordert. Deshalb wurde die partielle Lösung in der gemeinschaftlichen Organisation für Kohle und Stahl angestrebt. Einen Schritt nach dem anderen tun! Sowieso entsprach dieses schrittweise Vorgehen insbesondere dem Denken Monnets. Sehr viel später fand sich dafür die anerkennende Bezeichnung einer „Methode Monnet“. 

	 

	Schuman und Monnet wussten, dass ihre den Atem der Zeit raubende Idee auf viele Zweifel und Feindseligkeiten treffen würde. Robert Schuman übernahm jetzt als politisch in Verantwortung stehender Außenminister die Initiative – mit dem Gewicht seines Amtes, sich seiner damit einhergehenden persönlichen, politischen Risiken sehr bewusst.

	Die Entscheidungen mussten schnell fallen, um hinauszögernden Ausflüchten keinen Raum zu lassen. Die übliche Methode von vielfachen vorausgehenden Konsultationen musste vermieden werden. Im Kreis der engsten Mitarbeiter von Monnet und Schuman wurde der Plan Anfang Mai 1950 diskutiert und insgesamt neun Mal redigiert. Zwischen dem 3. und dem 9. Mai, so Schuman, wurde das Projekt in zwei Sitzungen dem französischen Ministerrat vorgestellt. Der hatte zuvor keinerlei Kenntnis davon, was hier vorbereitet worden war. „Innerhalb von fünf Tagen war die französische Regierung damit befasst und stimmte zu.“28

	Der Proklamation der „Schuman-Erklärung“ des 9. Mai waren eilige, parallel laufende Aktivitäten der französischen Diplomatie vorausgegangen. Der US-Außenminister Dean Acheson war einverstanden und De Gasperi unterstützte den Plan für Italien. Speziell hatte man sich der vollen Zustimmung des deutschen Kanzlers versichert. „Ohne diese Zustimmung wäre nichts möglich gewesen.“ 

	Das Einverständnis von Konrad Adenauer konnte grundsätzlich erwartet werden. Er hatte schon früher eigene Ideen zu einem vereinigten Europa geäußert. Sehr zeitnah vor der Schuman-Erklärung, im März 1950, hatte er in Interviews mit dem amerikanischen Journalisten Kingsbury-Smith sogar das Angebot einer vollständigen Union Frankreichs und Deutschlands gemacht: „Eine Union zwischen Frankreich und Deutschland würde einem schwerkranken Europa neues Leben und einen kraftvollen Auftrieb geben. Psychologisch und materiell würde sie von gewaltigem Einfluß sein und Kräfte freisetzen, die Europa sicherlich retten werden. Ich glaube, dies ist die einzige Möglichkeit, die Einheit Europas zu erreichen. Hiermit würde der Rivalitätsgedanke zwischen den beiden Ländern verschwinden.“ Voraussetzung sei, dass die Teilnahme auch anderen Ländern offenstehe. 

	Den „Erinnerungen“ von Konrad Adenauer zufolge wurde die konkrete deutsche Zustimmung nur ein paar Stunden vor der Erklärung Schumans eingeholt. Während einer deutschen Kabinettsitzung am 9. Mai überbrachte ein Abgesandter des französischen Außenministers zwei für Adenauer bestimmte, äußerst dringende Briefe. Die Sitzung wurde unterbrochen, da im gegenwärtigen Augenblick der französische Ministerrat tage. Außenminister Schuman wäre sehr dankbar, wenn er unverzüglich eine Stellungnahme erfahren könne. Adenauer schreibt in seinen Erinnerungen: „Schumans Plan entsprach voll und ganz meinen seit langem vertretenen Vorstellungen einer Verflechtung der europäischen Schlüsselindustrien. Ich teilte unverzüglich Robert Schuman mit, daß ich seinem Vorschlag aus ganzem Herzen zustimme.“ 

	Die anderen Regierungen, die britische und die der Beneluxstaaten, waren 24 Stunden vor der Proklamation auf den aktuellen Stand gebracht worden.

	 

	Also konnte die Bombe platzen!

	 

	Georges Berthoin sagt: „Die Erklärung vom 9. Mai 1950 kam für die Öffentlichkeit und vor allem die Medien völlig überraschend. ... Da bot Frankreich Deutschland plötzlich an, sich in einem damals so wesentlichen Sektor, ohne jegliche Benachteiligung den gleichen Regeln zu unterwerfen. ... Frankreich hatte eine diplomatische Initiative ergriffen, die bis heute wichtigste in seiner Geschichte, und noch dazu eine friedliche und dauerhafte. ...

	Das war ein ziemlicher Schock!“ siehe 25

	 

	» Cette fois-ci c’était sérieux. »

	„Diesmal war es ernst“, meinte Schuman.29

	 

	Robert Schuman, Außenminister von Frankreich, hat 1950 nicht geredet, sondern konkret gehandelt! Diese große Persönlichkeit verdient Bewunderung! 

	Die Realisierung der EGKS 

	 

	Am Abend des 9. Mai 1950 gab Konrad Adenauer eine Pressekonferenz, in der er den Beschluss des französischen Ministerrates vom Vormittag desselben Tages, welcher der Schuman-Erklärung zugrunde lag, „als einen großherzigen Schritt Frankreichs und seines Außenministers Schuman gegenüber Deutschland und gegenüber der europäischen Frage“30 unterstrich. 

	Nun mussten aber Verhandlungen unter den beteiligten Ländern geführt werden, um die Verträge zur Gründung der EGKS zur Unterschrift zu bringen. Schon am 23. Mai kam Jean Monnet zu einer ausführlichen Besprechung des Planes zu Adenauer. Es folgten Konferenzen der beteiligten Länder in Paris. Im April 1951 waren die Verträge schließlich zur Unterschrift vorbereitet.

	 

	Konrad Adenauer reiste als amtierender Außenminister der Bundesrepublik am 11. April 1951 zur Konferenz nach Paris. Es standen letzte Beratungen zum Schuman-Plan an. Seine Ankunft beschreibt er erstaunlich nüchtern so:

	„Mein Empfang auf dem Flugplatz von Orly war sehr unzeremoniell. Ich war das erste Mitglied der deutschen Bundesregierung, das seit Kriegsende Paris besuchte. Jean Monnet war zu meiner Begrüßung auf dem Flugplatz erschienen; ein Mitglied der französischen Regierung war nicht anwesend, da zu dem Zeitpunkt meiner Ankunft eine wichtige Beratung des französischen Kabinetts stattfand.

	Es war meine erste offizielle Auslandsreise, die ich als Bundeskanzler und als Außenminister unternahm. Bewußt galt mein erster offizieller Besuch der französischen Hauptstadt. Ich wollte damit dokumentieren, daß ich das deutsch-französische Verhältnis für die Kernfrage jeder europäischen Lösung hielt.“ 31 

	Immerhin gab der Präsident der Französischen Republik, Vincent Auriol, am Tag nach der Ankunft zu Ehren Adenauers ein Frühstück im Elysée-Palast, das in sehr freundlicher Atmosphäre verlief.

	 

	In den Verhandlungen zum Schuman-Plan musste zwischen der Bundesrepublik und Frankreich eine Lösung bezüglich der Einbeziehung des Saargebiets in die Verträge gefunden werden. Das Saarland war zu der Zeit teilautonom unter französischer Aufsicht, hatte eine eigene Verfassung, einen Ministerpräsidenten und reklamierte staatliche Eigenständigkeit für sich. Die Bundesregierung musste eine stille Anerkennung der staatlichen Unabhängigkeit der Saar im Zuge der Vertragsunterschrift vermeiden. Andererseits war es für alle Beteiligten klar, dass die Kohle und die Produktion von Eisen und Stahl des Saarlands in den Schuman-Plan einbezogen werden mussten. Schuman und Adenauer fanden eine beide Seiten zufriedenstellende Lösung. Die Saar wurde in den Verträgen durch Frankreich vertreten und beide Seiten wurden sich einig darin, dass die endgültige Lösung der Saarfrage einem noch ausstehenden Friedensvertrag mit Deutschland vorbehalten war.

	 

	Adenauer würdigt in seinen „Erinnerungen“ die Bereitschaft zur Nachgiebigkeit bei allen Anwesenden in den Verhandlungen und hebt ausdrücklich die französischen Vertragspartner Schuman und Monnet hervor: „Schuman leitete die Verhandlungen mit einer nicht zu übertreffenden Unparteilichkeit, mit außerordentlich großem Verantwortungsgefühl und mit Wohlwollen und Sympathie gegenüber allen Teilnehmerstaaten, insbesondere auch gegenüber Deutschland.“ 

	Zur hervorragenden Vorbereitung der Konferenz gebührte an erster Stelle „Jean Monnet Dank, der mit unermüdlicher Energie sich immer und immer wieder in den fast neun Monaten der Vorverhandlungen darum bemüht hatte, daß ein gutes Ergebnis erreicht würde“.32

	 

	Nachdem noch über den Sitz der Montanbehörde in Luxemburg entschieden war, konnte der Vertrag über die Gründung der „Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ schließlich am 18. April 1951 von den Vertretern von Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden in Paris unterzeichnet werden. Die EGKS trat im Juli 1952 in Kraft.

	 

	Die EGKS – Modell des supranational vereinten Europas

	 

	Eine Zusammenfassung der Bedeutung, der Absichten und der festgelegten Struktur der Montanunion findet sich bei der Konrad-Adenauer-Stiftung:

	„Durch diesen Vertrag schufen die Mitgliedstaaten unter sich für die Dauer von 50 Jahren einen gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl, auf dem die entsprechenden Binnenzölle aufgehoben und gemeinsame Außenzölle vereinbart wurden. Damit übertrugen die Mitgliedstaaten der EGKS erstmals ihre nationalen Hoheitsrechte auf eine überstaatliche (supranationale) Behörde.

	Der EGKS-Vertrag sah als oberstes Organ die Hohe Behörde mit Sitz in Luxemburg vor. Ein (Minister-)Rat sollte die Interessen der nationalen Regierungen gegenüber der Hohen Behörde vertreten und musste bei allen grundsätzlichen Entscheidungen gehört werden. Als parlamentarische Kontrollinstanz war die Gemeinsame Versammlung vorgesehen, die sich aus 78 Abgeordneten der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten zusammensetzte. Bei Streitigkeiten sollte ein aus neun Richtern bestehender Gerichtshof über die Auslegung des EGKS-Vertrages entscheiden.“33

	 

	Der politisch interessierte Leser erkennt die frappierende Spiegelung der heutigen Europäischen Union (EU) in der damaligen EGKS, was die Organe der supranationalen Vereinigung anbelangt: Hohe Behörde (EU-Kommission), Minister-Rat (der Rat der EU), Gemeinsame Versammlung (EU-Parlament) und Gerichtshof.

	Allerdings tun sich bedeutende Unterschiede auf zwischen damals und heute, bei der wertenden Betrachtung von Montanunion und Europäischer Union. Die Architekten der „Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ waren voll tief empfundener Zuversicht und verstanden diesen Vertrag nur als ersten Schritt hin zu einem föderativen Europa. So äußert Konrad Adenauer voller Hoffnung und Überzeugung: „Der Schuman-Plan war der Anfang der europäischen Einigung. Mit der Unterzeichnung des Montanunion-Vertrages begann in meinen Augen ein neuer Abschnitt der europäischen Geschichte.“ 34

	Die Europäische Union von heute hingegen erfährt eine zwiespältige Beurteilung. Einerseits wird die EU als gelungenes Friedenswerk und Garant für wachsenden Wohlstand gewürdigt. Andererseits beurteilt eine zunehmende Zahl von Kritikern die EU als unvollkommen und bei Weitem nicht zufriedenstellend als Ergebnis von in 75 Jahren genährten Hoffnungen, geäußerten Absichten und unvollkommenen Versuchen, ein wahrhaft politisch geeintes, handlungsfähiges Europa zu erschaffen. 

	 

	Insofern kann nüchtern festgestellt werden: 

	Im Grunde genommen steckt die supranationale Europäische Union fest im Korsett einer 75 Jahre alten Struktur.

	 


Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft 

	 

	„Man kann die Nützlichkeit einer Idee anerkennen und

	 doch nicht recht verstehen, sie vollkommen zu nutzen.“

	Johann Wolfgang von Goethe35

	 

	Der Pleven-Plan

	 

	Noch war kein halbes Jahr vergangen seit der Ankündigung des Schuman-Plans, als die französische Regierung mit dem Vorschlag, eine europäische Armee unter dem Kommando eines europäischen Verteidigungsministers aufzustellen, eine neue Initiative ergriff. Am 24. Oktober 1950 stellt René Pleven, Président du Conseil des ministres (Präsident des Ministerrates), in einer Regierungserklärung seinen Plan vor: 

	„Schaffung einer europäischen Armee zur gemeinsamen Verteidigung, die den politischen Institutionen eines vereinten Europas angegliedert ist und der Verantwortung eines europäischen Verteidigungsministers unterstellt ist, der der Kontrolle der Europäischen Versammlung untersteht und über einen gemeinsamen Militärhaushalt verfügt. Kontingente, die von den teilnehmenden Ländern gestellt werden, würden auf der kleinstmöglichen Einheitsebene in die europäische Armee eingegliedert.“36 (Übersetzung).

	Die nach dem Vorschlag beschriebene Architektur der Institutionen der Verteidigungsgemeinschaft erinnert an die Elemente der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, was nicht verwundert, wenn berichtet wird, dass Jean Monnet von Pleven gebeten worden war, den Plan zu formulieren. 

	 

	Im Pleven-Plan können Motivationen und Lösungsansätze für drei Problemkreise erkannt werden. Erstens war mit der Aufstellung einer europäischen Armee eine gemeinsame Antwort möglich gegenüber der empfundenen wachsenden Bedrohung durch die kommunistische Sowjetunion. Zweitens stellte ein solcher Schritt einen bedeutenden Beitrag zur europäischen Einigung dar. Für beide Ansätze konnte Zustimmung in den beteiligten Ländern erhofft werden. 

	Drittens sollten deutsche Soldaten dieser europäischen Armee angehören und damit eine Antwort auf die entstandene Diskussion über die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland (BRD) gegeben werden. In dieser Hinsicht rührte der Pleven-Plan zwar für einen Teil der Bürger und Politiker in verschiedenen Ländern an ein Tabu, dessen Bruch für sie noch kaum vereinbar war mit den Erfahrungen aus dem Krieg; andere waren offen für die Idee. 

	 

	Die sechs Länder der EGKS vereinbarten, in Verhandlungen über die Gründung einer „Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG)“ einzutreten. 

	Würden sie der genialen Idee zum Erfolg verhelfen, den weiteren, erwünschten und großen Schritt hin zur europäischen Föderation zu tun, der simultan erlaubte, die auf dem erwartbaren Weg zu neuer Stärke kritisch beäugte Bundesrepublik Deutschland einzubinden?

	 

	 Die Verhandlungen über die EVG

	 

	Die Beratungen über den Pleven-Plan begannen am 15. Februar 1951 in Paris unter den Ländern Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien und Luxemburg. Die Niederlande kamen erst im Herbst 1951 an den Verhandlungstisch. Davor waren sie als Beobachter vertreten wie die USA, Dänemark, Großbritannien, Norwegen, Portugal und Kanada. Der französische Außenminister Robert Schuman unterstrich zu Beginn die Bedeutung und das Ziel der Verhandlungen: „Das Werk, das wir schaffen wollen, wird nicht zeitlich begrenzt sein. Es muß ein dauerhafter Bau werden, der Ausdruck einer endlich gegründeten Europäischen Gemeinschaft.“37

	 

	Mit Ausnahme der BRD waren alle beteiligten, verhandelnden oder beobachtenden Länder bereits Mitglieder der NATO. Die Interaktion von NATO und „europäischer Armee“ stellte eine der beiden wesentlichen Fragen dar, die in den Verhandlungen zu klären waren. Robert Schuman sagt dazu in seiner Eröffnungsansprache im Februar 1951:

	„Das atlantische System mag dringenden, zugleich aber auch vorübergehenden Forderungen entsprechen und genügen; das Problem Europa aber bleibt bestehen. Wir sind der Ansicht, daß ohne Rücksicht auf die jeweilige Lage und auf die etwa anderswo gefundenen interkontinentalen und globalen Lösungen ein Europa organisiert werden muß, ein Europa, das aus einer anachronistisch und absurd gewordenen Zerstückelung erlöst werden muß. Diese Wahrheit haben wir erkannt, und wir verkünden sie auf dem Gebiet der Wirtschaft und der Politik. Diese Wahrheit gilt aber auch für die Organisation der Verteidigung, wenn man ein für die Dauer bestimmtes militärisches System zu finden bemüht ist.

	Die atlantische Verteidigung und die europäische Verteidigung schließen daher einander nicht aus und überschneiden sich nicht. Sie liegen vielmehr auf verschiedenen Ebenen.“38

	 

	Die andere, über allem schwebende Problematik bei den Verhandlungen war offenkundig die „deutsche Frage“. Konrad Adenauer versprach sich von den Verhandlungen und ihrem Ergebnis wesentliche Schritte zur Wiedererlangung der Souveränität Deutschlands. Die BRD war als gleichberechtigter Verhandlungspartner eingeladen und begrüßt worden, aber die deutschen Vertreter übten bei den Verhandlungen bewusste Zurückhaltung. Allerdings bestand man darauf, dass das Prinzip völliger Gleichbehandlung bei der Eingliederung und Bewaffnung von deutschen Soldaten und Offizieren in der zu bildenden europäischen Armee gelten müsse. Die Verhandlungen zogen sich hin. 

	 

	Im März 1951 war von den drei Westmächten eine Revision des Besatzungsstatutes vorgenommen worden. Neben weiteren Erleichterungen erhielt die BRD dadurch die Vollmachten für einen eigenverantwortlichen Auswärtigen Dienst. Konrad Adenauer übte nun in Personalunion auch die Aufgabe des Außenministers der BRD aus. Parallel zu den Pariser Verhandlungen liefen zwischen den drei Besatzungsmächten und der BRD die sogenannten Petersberg-Gespräche über militärische Fragen und die von Adenauer angeregte Ablösung des Besatzungsstatuts durch Verträge. 

	 

	Ende Juli 1951 legte die Pleven-Plan-Konferenz einen Zwischenbericht vor. Es war Einigkeit erzielt worden, die zu bildenden Streitkräfte der EVG einer gemeinsamen überstaatlichen Behörde zu unterstellen (ein europäisches Verteidigungsministerium); zur Deckung aller Ausgaben einen europäischen Verteidigungsfonds zu errichten; ein gemeinsames Rüstungsprogramm aufzustellen, dessen Ziel die Normung und Spezialisierung der Rüstungsproduktion sein sollte; integrierte Stäbe, integrierte Luftstreitkräfte zu bilden; europäische Schulen für die Ausbildung der Kader zu schaffen. Die europäische Streitmacht sollte dem atlantischen Kommando zur Verfügung gestellt werden und sich nach seinen Direktiven richten. 

	Die schon im ursprünglichen Plan vorgesehenen Elemente, der Ministerrat, die parlamentarische Versammlung und der Gerichtshof fanden sich ebenso wieder. Man schien auf einem guten Weg.

	 

	Doch auch nach dem Zwischenbericht blieb die Einigung auf einen unterschriftsreifen Vertrag weiterhin ein mühseliges, zeitraubendes Unterfangen mit erzielten Fortschritten und dann wieder auftretenden Widerständen und Stolpersteinen. 

	Die Amerikaner unterstützten inzwischen Adenauers grundsätzliches Bestreben, die BRD mit gleichen Rechten und Pflichten den anderen Vertragspartnern gleichzustellen und das

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	Der EVG-Vertrag 

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
		Der Ministerrat; nachstehend „Der Rat“ genannt;

		Die gemeinsame Versammlung; ...

		Das Kommissariat der Europ.Verteidigungsgemeinschaft

		Der Gerichtshof. 



	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	Die Europäische Politische Gemeinschaft 

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	Die zähen Querelen und das Scheitern der EVG 
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